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Dieses Policy Paper entstand im Rahmen des Forschungsprojekts „Entwicklung und Erpro-

bung innovativer Verwaltungsstrukturen zur integrierten Umsetzung der Agenda 2030 und 

Stärkung der Daseinsvorsorge auf kommunaler Ebene“ und wurde im Rahmen des Program-

mes „Kommunen innovativ“ des Bundesforschungsministeriums gefördert. 

 

1. Einleitung 

Die gegenwärtigen ökologischen, ökonomischen und sozialen Herausforderungen stellen Ver-

waltung und Politik in ihren Entscheidungs- und Verwaltungsprozessen vor enorme Aufgaben. 

Dies trifft in besonderem Maß auf die kommunale Ebene zu. Nicht nur sind Gemeinden, Städte 

und Landkreise wesentliche institutionelle Akteur*innen zur Umsetzung einer nachhaltigen 

Entwicklung, darüber hinaus sind sie auch die unmittelbarste staatliche Ebene für die Bür-

ger*innen. Vor diesem Hintergrund kommt ihnen einerseits die Aufgabe zu, die sozial-ökolo-

gische Transformation in die Tat umzusetzen. Andererseits müssen sie diese auch für alle 

nichtstaatlichen Akteur*innen moderieren und so eine möglichst breite Akzeptanz sichern. 

Angesichts der Komplexität, heterogenen inhaltlichen Handlungsfeldern und dem bestehen-

den Zeitdruck zur Umsetzung ist dies eine fordernde Aufgabe.  

Die Agenda 2030 mit ihren 17 globalen Nachhaltigkeitszielen erfasst einen Teil dieser Kom-

plexität und sieht die Lokalisierung ihrer Prinzipien und Ziele in Form von integrierten Nach-

haltigkeitsstrategien vor (Vereinte Nationen 2015: 30). Aufgrund der verfassungsrechtlich 

starken Position der kommunalen Ebene in Deutschland ist ein kommunales Nachhaltigkeits-

management eine entscheidende Voraussetzung für die Realisierung der Nachhaltigkeitsziele 

von Bundes- und Landesebene und schlussendlich auch für die Erreichung globaler Ziele. Die 

historisch gewachsenen etablierten Verwaltungs- und Haushaltsstrukturen stehen jedoch mit 

ihrem vorwiegend sektoralen sowie starrem und hierarchischem Aufbau im Widerspruch zu 

der hierfür notwendigen integrativen Vorgehensweise und erschweren eine schnelle und effi-

ziente sozial-ökologische Transformation (Reuter & Hilgers 2023: 29). 

Kommunen benötigen für eine Transformationsbeschleunigung innovative und agile Struktu-

ren, um sich an den integrativen Charakter der beschriebenen Herausforderungen anzupas-

sen (Reuter & Hilgers 2023: 28f.). An dieser Stelle setzt das vom Ministerium für Bildung und 

Forschung (BMBF) geförderte Verbundvorhaben „Verwaltung 2.030“ an. Das Forschungspro-

jekt ist der Fördermaßnahme „Kommunen innovativ“ zugehörig, welche darauf ausgerichtet, 

dass Kommunen im Schulterschluss mit Forschungseinrichtungen, Unternehmen oder zivil-
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gesellschaftlichen Organisationen nachhaltige Lösungen entwickeln und in der Praxis umset-

zen. Das Forschungsprogramm ist Teil des Rahmenprogramms „Forschung für Nachhaltig-

keit“ (FONA) sowie des Konzepts für strukturschwache Regionen „Chancen.Regionen“ und 

verfolgt das Ziel, die Daseinsvorsorge in Kommunen und Regionen durch eine nachhaltige 

Entwicklung zu stärken und damit zu gleichwertigen Lebensverhältnissen im ganzen Land 

beizutragen.  

In diesem Rahmen wurde im Projekt Verwaltung 2.030 ein Modell entwickelt und Teile erprobt, 

mit dem die Maßnahmen einer kommunalen Nachhaltigkeitsstrategie schneller und mög-

lichst effektiver umgesetzt werden kann. Dadurch soll die Umsetzung der 17 Nachhaltigkeits-

ziele der Vereinten Nationen (SDGs), der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie sowie der län-

der- und kommunenspezifischen Nachhaltigkeitszielsetzungen befördert werden. 

 

2. Projekt und Vorgehen 

Unter Koordination der Landesarbeitsgemeinschaft Agenda 21 NRW e.V. (LAG 21 NRW) und in 

Zusammenarbeit mit den Projektpartner*innen Deutsches Institut für Urbanistik und der 

Stadt Detmold wurden mit Unterstützung der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in-

novative Verwaltungsstrukturen zur integrierten Umsetzung der Agenda 2030 und Stärkung 

der Daseinsvorsorge auf kommunaler Ebene entwickelt und erprobt.  

Den Ausgangspunkt des Vorhabens bildete zunächst die Frage, welche Charakteristiken die 

Umsetzung von Maßnahmen auf kommunaler Ebene hemmen. Zur Untersuchung wurden drei 

Transformationsbereiche definiert: Verwaltung, Entscheidung und Finanzen. Dabei wurden 

insbesondere die mangelnde Zusammenarbeit zwischen den sektoralen Fachbereichen der 

Verwaltung, oftmals langwierige und nicht konsistent an Zielen ausgerichtete politische Ent-

scheidungsprozesse sowie eine fehlende Wirkungsorientierung der Haushaltsplanung und -

bewirtschaftung als Ansatzpunkte für Veränderungen identifiziert.  

Darauf aufbauend wurde in enger Abstimmung mit der Stadt Detmold ein theoretisch-kon-

zeptionelles Modell zur Optimierung der Strukturen und Prozesse bei der Umsetzung von 

Nachhaltigkeitszielsetzungen und durch entsprechende Maßnahmen entwickelt. Prioritäres 

Ziel war es, ein Modell zu schaffen, welches integriert-agile Entscheidungs- und Umsetzungs-

prozesse auf der lokalen Ebene fördert. Mithilfe des Modells „Verwaltung 2.030“ sollen Ver-

waltungsstrukturen und -prozesse stringenter an Nachhaltigkeitszielsetzungen ausgerichtet 

und die Umsetzung von zugehörigen Maßnahmen erleichtert werden.  

Das Modell beschreibt ein beispielhaftes Vorgehen zur Umsetzung einer Nachhaltigkeitsstra-

tegie in den drei zentralen Transformationsbereichen Verwaltung, Entscheidung und Finan-

zen. Kernelemente des Modells sind eine Steuerung der Wirkungen des Verwaltungshandelns 

ausgehend von den Nachhaltigkeitszielen, ein Prozess zur Operationalisierung und Umset-

zung mit Hilfe eines Maßnahmenprogramms und entsprechender Ressourcenzuweisung im 

Haushalt sowie ein kontinuierliches Monitoring. Gemeinsam mit der Stadt Detmold, welche 

derzeit die Umsetzung ihrer kommunalen Nachhaltigkeitsstrategie aus dem Jahr 2021 for-

ciert, wurden die wesentlichen Elemente des Ansatzes im Zuge eines Reallabors in der Praxis 

pilotiert und mit weiteren Expert*innen reflektiert.  

Aus den konzeptionellen Überlegungen und den Ergebnissen der Erprobungsphase lassen 

sich die folgenden Handlungsempfehlungen für Politik und Verwaltung ableiten. 
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3. Wesentliche Empfehlungen 

1. Die kommunale Nachhaltigkeitsstrategie zur Grundlage machen 

Die Nachhaltigkeitsstrategie dient als Startpunkt für einen zielgerichteten Transformati-

onsprozess. Als handlungsleitendes Dokument schafft sie den notwendigen Orientierungs-

rahmen für die strategische nachhaltige Ausrichtung einer Kommune. Die Nachhaltigkeits-

strategie muss dafür hinreichend konkrete strategische und operative Zielsetzungen ent-

halten, auf die lokalen Rahmenbedingungen zugeschnitten sein sowie Bezüge zu den Stra-

tegien der übergeordneten Ebenen (bspw. Landes- oder Bundesstrategien) aufweisen. 

Durch einen partizipativ angelegten Multistakeholderprozess zur Entwicklung der Strate-

gie sollte bei den Akteur*innen ein Mindset erzeugt oder verstärkt werden, das die Grund-

lage für zukünftiges gemeinsames Handeln bilden wird und Nachhaltigkeit ins Alltagsge-

schäft integriert. Für Kommunen, die bislang über keine eigene Nachhaltigkeitsstrategie 

verfügen, wird empfohlen, diese über einen Prozess zu erarbeiten, der von der gesamten 

Verwaltung getragen und von allen relevanten Stakeholder*innen begleitet wird. 

 

2. Handlungsprogramm als Voraussetzung zur Umsetzung von Maßnahmen legitimieren 

Ein hohes Maß an Akzeptanz und Verbindlichkeit sollte durch einen politischen Beschluss 

der Strategie durch den Rat als oberstes politische Entscheidungsgremium herbeigeführt 

und dokumentiert werden. Die Nachhaltigkeitsziele werden dadurch auf kommunaler 

Ebene verankert, das Handlungsprogramm und die daran anknüpfenden Verwaltungsakti-

vitäten legitimiert und so die Voraussetzungen für die Umsetzung von Maßnahmen ge-

schaffen. Auf diese Weise wird eine Legitimation für eine nachhaltige Entwicklung und die 

strategische Ausrichtung der Kommune geschaffen. Zur Verstetigung der sozial-ökologi-

schen Transformationsprozesse ist es sinnvoll, die Ausrichtung nach Nachhaltigkeitsprin-

zipien in der kommunalen Hauptsatzung zu verankern. Beispielsweise wird in einem juris-

tischem Fachgutachten zur Aufnahme von Nachhaltigkeit in die Verfassung von Nordrhein-

Westfalen argumentiert, dass es sich bei Nachhaltigkeit um ein langfristiges und existen-

zielles Gesellschaftsanliegen handelt (Kahl 2021, S. 24-25). Nach dieser Logik bietet es sich 

an, Nachhaltigkeit auch im Regelwerk der Kommunen zu verankern, um die hohe gesell-

schaftliche Relevanz zu verdeutlichen und zugehörige Aktivitäten zu legitimieren.  

 

3. Kommunalen Nachhaltigkeitshaushalt aufstellen 

Hat eine Kommune sich für die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen entschieden, ist es 

von zentraler Bedeutung, diese in den Haushalt zu integrieren. Der Haushalt kann als 

„Hauptkontrakt“ einer Gebietskörperschaft gesehen werden. Hier werden kommunale 

Programme mit den finanziellen und personellen Ressourcen hinterlegt, ohne die sie nur 

wenig verbindlich erscheinen. Der doppische Haushalt mit seiner Produktorientierung bie-

tet die Grundlage, strategische und operative Ziele im Haushalt zu verankern und ihre Wir-

kung durch Kennzahlen messbar darzustellen. Die Ziele und Kennzahlen müssen mit der 

Nachhaltigkeitsstrategie kongruent sein; beide speisen das Nachhaltigkeitsberichtswesen. 

Zusätzlich zum kommunalen Nachhaltigkeitshaushalt gibt es die Möglichkeit über mehrere 

Fachbereiche Globalbudgets zur Erreichung umfangreicher Zielsetzungen festzulegen. 

 

4. Co-kreative Planungsprozesse ex-ante nutzen  

Im Sinne eines kooperativen Planungsverständnisses sollten verschiedene Sichtweisen in 

die Umsetzung von Maßnahmen aus der Nachhaltigkeitsstrategie integriert werden. Durch 

einen intensiven Austausch zwischen Politik und Verwaltung verbunden mit der frühzeiti-

gen Einbindung von zivilgesellschaftlichen Stakeholder*innen (z.B. in Rahmen von Beiräten 
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wie Steuerungsgruppen oder auch in Workshopformaten) können mögliche Umsetzungs-

probleme, aber auch Potenziale schneller identifiziert werden. Gleichzeitig lässt sich auf 

diesem Weg die Transparenz und damit letztlich auch die Akzeptanz für den transformati-

ven Umsetzungsprozess erhöhen. Die systematische Einbindung relevanter Stakehol-

der*innen über Beteiligungsformate ist insbesondere bei strategischen Richtungsent-

scheidungen und zur Schwerpunktsetzung empfehlenswert. Über diese Formate kann bei-

spielsweise die politische Beschlussfassung im Stadtrat vorbereitet werden. Eine aktive 

und transparente Kommunikation in einfacher und komplexitätsreduzierender Sprache ist 

Grundlage für erfolgreiche co-kreative Prozesse und eine fachbereichsübergreifende Zu-

sammenarbeit im Rahmen einer integrativen Herangehensweise. 

 

5. Überforderung von Verwaltung und Politik vermeiden 

Damit Herausforderungen querschnittsorientiert gelöst werden können, liegt der Gedanke 

nahe, die bestehende Verwaltungsstruktur nach den Erfordernissen neu auszurichten. Das 

Forschungsprojekt hat gezeigt, dass ein allzu tiefgreifender organisatorischer Umbruch 

Ängste und Widerstände bei den Mitarbeitenden der Verwaltung auslösen kann. Insofern 

ist es einerseits erforderlich, strukturelle oder auch prozessuale Anpassungen mit Augen-

maß vorzunehmen – wie zum Beispiel in Form eines agil aufgestellten und arbeitenden 

Kernteams (siehe Empfehlung 6). Darüber hinaus zeigte sich in Interviews mit politischen 

Akteur*innen bei der Evaluation der Praxisphase, dass die Komplexität der oft multidimen-

sionalen Problemlagen die zumeist ehrenamtlich tätigen kommunalpolitischen Akteur*in-

nen bei ihren Entscheidungsprozessen vor große Herausforderungen stellt. In komplexen 

Situationen können kommunenspezifische Nachhaltigkeitszielsetzungen (siehe Empfeh-

lung 1) oder Nachhaltigkeitschecks für Beschlussvorlagen, mithilfe derer die Verwaltung 

die Auswirkungen von politischen Entscheidungen auf Nachhaltigkeitszielsetzungen auf-

zeigen kann, Orientierung bieten und so zu praxisorientierten und nachvollziehbaren Ent-

scheidungen beitragen.  

 

6. Interdisziplinäre Verwaltungsteams in Kombination mit agilen Arbeitsweisen einführen 

Interdisziplinär zusammengesetzte Verwaltungsteam aus verschiedenen Fachbereichen 

sollten anlassbezogen flexibel und temporär zusammenarbeiten, wenn es um die Erarbei-

tung von Lösungsansätzen und die Umsetzung spezifischer Maßnahmen aus der Nachhal-

tigkeitsstrategie geht. Eine zentrale Rolle sollte dabei ein verwaltungsinternes Kernteam 

unter Mitwirkung der Kämmerei übernehmen, welches dauerhaft als Schnittstelle zwi-

schen den verschiedenen thematischen Dezernaten/ Fachbereichen sowie zum Verwal-

tungsvorstand einzusetzen ist. Denkbar ist eine flexible Zusammensetzung der involvierten 

Fachämter/-bereiche je nach Handlungsfeldern der Nachhaltigkeitsstrategie. Dies ist 

kommunenspezifisch zu prüfen. Durch die anlassbezogene bereichs- und disziplinüber-

greifende Zusammenarbeit wird die als Hemmnis erkannte Sektoralität vorübergehend 

und innerhalb des Formats aufgebrochen. Bei wiederkehrenden Fragestellungen kann es 

sinnvoll sein, diese Form der Zusammenarbeit zu institutionalisieren. Agile Arbeitsmetho-

den haben dabei das Potenzial, die Effizienz der Arbeitsabläufe zu erhöhen, das Schaffen 

von integrierten Lösungsansätzen zu fördern sowie die fachbereichsübergreifende Kom-

munikation zu vereinfachen.  

 

 

7. Interdisziplinär besetzte politische Transformationsausschüsse einführen  

Analog zur Verwaltung sollte auch in der kommunalpolitischen Ausschussstruktur ein in-

terdisziplinär besetztes Format etabliert werden, um effiziente Entscheidungen für die Um-

setzung von Nachhaltigkeitsmaßnahmen fällen zu können. Üblicherweise werden fachliche 
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Fragestellungen zumeist aufeinander abfolgend in verschiedenen Fachausschüssen dis-

kutiert. Dies erlaubt im Regelfall keine inhaltliche Auseinandersetzung über die Fachgren-

zen hinweg. Insbesondere bei multidimensionalen Fragestellungen ist diese aber essenzi-

ell, um der Komplexität der Herausforderungen gerecht zu werden und langfristig gültige 

und akzeptierte Lösungen zu entwickeln. Deshalb wird der Einsatz eines interdisziplinären 

Transformationsausschusses empfohlen, welcher den Austausch von verschiedenen fach-

politischen Perspektiven ermöglicht und somit zu einer integrierten Entscheidungsfindung 

beiträgt. Grundsätzlich sind Kommunen bei der Ausschussbildung weitgehend frei. So kann 

z.B. gemäß § 57 I, II GO NRW die Einsetzung eines solchen Transformationsausschuss über 

die jeweilige kommunale Hauptsatzung kommunenspezifisch geregelt werden. Dieser 

kann andere Fachausschüsse substituieren. Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob die jeweiligen 

Gemeindeordnungen der Bundesländer ein ähnliches Vorgehen ermöglichen. Es wird emp-

fohlen, den Transformationsausschuss je nach inhaltlichem Entscheidungsschwerpunkt 

flexibel zu besetzen, dabei muss die jeweilige politische Zusammensetzung des Rates be-

rücksichtigt werden. Ersetzt der interdisziplinäre Ausschuss die bestehende klassische 

Ausschussreihenfolge, wird eine schnellere Entscheidungsfindung ermöglicht. Wichtig ist 

zudem, den Transformationsausschuss anschlussfähig an zivilgesellschaftliches Engage-

ment zu machen – etwa indem in einem moderierten Stakeholderprozess (siehe Empfeh-

lung 4) oder durch Einbindung externer Expertise zur Wissensvermittlung inhaltliche Vor-

bereitung geleistet wird. Verwaltungsseitig sollte der Ausschuss vom agil arbeitenden 

Kernteam begleitet werden.  

 

8. Kommunalpolitik stärker auf strategische Richtungsentscheidungen fokussieren 

Im Rahmen des Projektes wurde beobachtet, dass die politischen Diskussionen in den Aus-

schüssen oftmals von kleinteiligen Entscheidungen geprägt sind und sich nicht an vorhan-

denen strategischen Rahmenkonzepten orientiert. Diese verzögert notwendige Transfor-

mationsschritte und kann einer stringenten Verfolgung der kommunalen Nachhaltigkeits-

zielsetzungen im Wege stehen. Aus diesem Grund sollten sich politische Beschlüsse zu-

künftig vermehrt auf strategische Richtungsentscheidungen oder Priorisierungen fokus-

sieren und diese in Grundsatzbeschlüssen zu verankern. Die Verwaltung ist anschließend 

für die operative Umsetzung zuständig. 

 

 

Die Halbzeitbilanz zur Umsetzung der globalen Nachhaltigkeitsziele zeigt deutlich, dass die 

Anstrengungen zur Umsetzung auf allen Ebenen verstärkt werden müssen – insbesondere 

aber auch auf kommunaler Ebene (Global Policy Forum 2023: 36 ff). Die Organisation für Wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) schätzt, dass rund zwei Drittel der Ziel-

vorgaben ohne das Engagement der Städte und Regionen nicht umgesetzt werden können 

(OECD 2023). Das Policy Paper zeigt Kommunen sinnvolle Pfade auf um Strukturen und Pro-

zesse in den Bereichen Verwaltung, Entscheidung und Finanzen zu optimieren, um die benö-

tigte Maßnahmenumsetzung zu forcieren.  

 

Auf Landesebene sollte die Weiterentwicklung von innovativen Verwaltungsstrukturen und  

-prozessen zur integrierten Umsetzung der Agenda 2030 und Stärkung der Daseinsvorsorge 

auf kommunaler Ebene durch die Schaffung von Experimentierräumen weiter gefördert wer-

den. Durch die Einführung von sogenannten Experimentierklauseln in die landesspezifischen 

Gemeindeordnungen (siehe § 129 GO NRW) sollten die Flexibilität für die kommunale Ebene 

und damit der Mut zum Experimentieren gefördert werden, um die Entstehung von praxis-

tauglichen Innovationen zu unterstützen (s. Leitfaden „Verwaltung 2.030“).  

 

https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/verwaltung2030/lag21nrw_leitfaden-verwaltung2030.pdf
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